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Betreff

Briickenbauvorhaben Gosewinkler Weg
hier: Erhéhung der Baukosten des Vorhabens auf 1.286.310,29 €

Beschlussvorschlag

1. Die Stadtvertretung nimmt die Information tber die Erhdhung der Baukosten der Bri-
ckenbaumafinahme Gosewinkler Weg auf 1.286.310,29 € zur Kenntnis.

2. Die Stadtvertretung stimmt zu, die Kosten der Erh6hung aus den MaRhahmen
5410117003 HaupterschlieBungsstralen und 5410117004 Anliegerstral3en zu decken.

3. Die Stadtvertretung stimmt zu, die Anséatze der Malinahmen 5410117003 Haupter-
schlieBungsstrafden und 5410117004 Anliegerstraf3en im Haushaltsplan 2019 in Héhe
der Deckungsbetrage neu zu veranschlagen.

Begrundung

1. Sachverhalt / Problem

Die Stadtvertretung fasste in ihrer Sitzung am 9. Marz 2015 den Grundsatzbeschluss, die
Investition in den Neubau der Briicke Gosewinkler Weg vorzubereiten. Der Hauptausschuss
entschied in seiner Sitzung am 13. Dezember 2016, die 6ffentliche Ausschreibung des Bri-
ckenbauvorhabens einzuleiten. Gleichzeitig ermachtigte er den Oberbirgermeister, den
Bauvertrag zur Durchfiihrung des Briickenbauvorhabens mit dem Bauunternehmen, das das
wirtschaftlichste Angebot vorlegt, abzuschlie3en.

Der Submissionstermin am 18. Juli 2017 ergab, dass das glinstigste Angebot mit
1.286.310,29 € um ca. 300.300 € Uber den nach der Kostenberechnung ermittelten Ge-
samtbaukosten liegt.

Nach den Regelungen des Berichts- und Bewirtschaftungskonzeptes der Landeshauptstadt
Schwerin ist die Stadtvertretung unverziglich zu unterrichten, wenn sich abzeichnet, dass
sich in einem Teilhaushalt die Gesamtauszahlungen einer Investition oder Investitionsfor-
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dermaflinahme wesentlich erhéhen werden. Als wesentlich benennt das Konzept eine
Erhéhung der Gesamtauszahlungen ab 250.000 €.

Auch nach Abschluss der Prifung des Submissionsergebnisses muss die Fachverwaltung
feststellen, dass die Gesamtbaukosten des Briickenbauvorhabens um mehr als 250.000 €
hoéher als die im Rahmen der Kostenberechnung ermittelten Gesamtbaukosten liegen. Aus
diesem Grund soll mit dieser Vorlage die Stadtvertretung unterrichtet werden. Diese Unter-
richtung war vor dem nach den Vergabevorschriften einzuhaltenden Ablauf der Zuschlags-
bindefrist wegen der festgesetzten Sitzungstermine nicht mehr mdglich. Deshalb hat die
Fachverwaltung das Unternehmen, das das wirtschaftlichste Angebot abgegeben hatte, um
die Verlangerung der Zuschlagsbindefrist gebeten. Gleichzeitig ist die Fachverwaltung zu
dem Ergebnis gekommen, dass das Vergabeverfahren nicht aufgehoben werden und so auf
den Zuschlag auf das glnstigste Angebot verzichtet werden kann.

Die Aufhebung von Ausschreibungen ist in § 17 der Vergabe- und Vertragsordnung fur Bau-
leistungen, Teil A (VOB/A) geregelt. Danach kann eine Ausschreibung aufgehoben werden,
wenn:
1. kein Angebot eingegangen ist, das den Ausschreibungsbedingungen ent-
spricht,
2. die Vergabeunterlagen grundlegend geéndert werden mussen,
3.  andere schwerwiegende Griinde bestehen.

Die Voraussetzung unter Nr. 1 und Nr. 3 liegen nicht vor.

Die Voraussetzung unter Nr. 2 lie3e sich zwar schaffen. Es kann namlich belegt werden,
dass das Vergabeverfahren tberhaupt nicht eingeleitet worden wére, wenn bekannt gewe-
sen ware, welche Kosten bei Realisierung der geplanten Losung entstehen kénnen.
Dadurch ist die Landeshauptstadt Schwerin als Auftraggeberin in der Situation, dass sie im
Falle des Bestehens einer kostengunstigeren Losung die Vergabeunterlagen aus Haus-
haltsgriinden &ndern muss. Es ist insofern untersucht worden, ob eine andere technische
Ldsung wesentliche Kosteneinsparungen bewirken kénnte. Konkret hat die Fachverwaltung
untersuchen lassen, die Lage des Bauwerkes zu andern. Dadurch kénnen Kosten fir Bau-
behelfe erspart werden. Allerdings stehen den Einsparungen auch Mehrkosten, zum Bei-
spiel beim Straf3enbau, gegentber. In der Gegenuberstellung von moéglichen Einsparungen
und Mehrkosten hat sich allerdings gezeigt, dass die Kosten des Gesamtvorhabens insge-
samt nicht niedriger sind, als sie im Falle der Vergabe der ausgeschriebenen Leistungen
eintreten werden. Damit fehlt das Motiv fur die Aufhebung der Ausschreibung.

Die Auswertung des Submissionsergebnisses ist in der Anlage beigefugt.

Folgender Finanzbedarf entsteht auf Grund der aktuellen Sachlage:

Kosten bereits vergebener Leistungen einschlie3lich der Baulber-

wachung 456.000 €
Baukosten entsprechend dem ginstigsten Angebot 1.290.000 €
Risikozuschlag 129.000 €
Summe: 1.875.000 €
im Haushalt veranschlagt: 1.402.000 €
finanzieller Mehrbedarf: 473.000 €

Das Ingenieurbiro empfahl daher, den Zuschlag auf das vorgelegte glinstigste Angebot zu
erteilen, soweit sich die Finanzierung der Mal3nahme vor Ablauf der Zuschlagsbindefrist
sichern lasst. Dieser Empfehlung schliel3t sich die Fachverwaltung an.
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Der finanzielle Mehrbedarf soll aus den Investitionsmal3inahmen 5410117003 (Haupter-
schlieBungsstraf3en) und 5410117004 (Anliegerstral3en) gedeckt werden. Der oben genann-
te Risikozuschlag soll bei Nichtinanspruchnahme nicht zur Deckung etwaiger anderer Mehr-
auszahlungen bei anderen InvestitionsmafRnahmen zur Verfligung stehen.

2. Notwendigkeit

Die Berichtspflicht ergibt sich aus den Regelungen des Berichts- und Bewirtschaftungs-
konzeptes.

Die Notwendigkeit der Durchfuhrung der Mafl3nahme ergibt sich aus den von der Fachver-
waltung im Rahmen der Herbeifiihrung der Grundsatzentscheidung der Stadtvertretung ge-
nannten Grinden.

3. Alternativen

keine

4. Auswirkungen auf die Lebensverhaltnisse von Familien

keine

5. Wirtschafts- / Arbeitsmarktrelevanz

keine

6. Darstellung der finanziellen Auswirkungen auf das Jahresergebnis / die Liquiditat

Die vorgelegte Information ist haushaltsrelevant
X ja (bitte Unterabschnitt a) bis f) ausfiillen)
[ ] nein

a) Handelt es sich um eine kommunale Pflichtaufgabe: ja

b) Ist der Gegenstand aus anderen Grinden von Ubergeordnetem Stadtinteresse und
rechtfertigt zusatzliche Ausgaben:

Die Fachverwaltung kann wegen des schlechten Bauwerkszustandes den Aufschub der
BaumafRnahme bis zum Abschluss eines in der Zukunft einzuleitenden erneuten Verga-
beverfahrens nicht vertreten. Verzogert sich die Vergabe, muss ggf. die Einleitung von
kostentrachtigen GefahrenabwehrmafRnahmen in Kauf genommen werden.

c) Welche Deckung durch Einsparung in anderen Haushaltsbereichen / Produkten wird
angeboten:

Der finanzielle Mehrbedarf soll aus den InvestitionsmalRnahmen 5410117003 (Haupter-
schlieBungsstral3en) und 5410117004 (Anliegerstral3en) gedeckt werden.
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d)

e)

f)

Bei investiven MalBhahmen bzw. Vergabe von Leistungen (z. B. Mieten):

Nachweis der Unabweisbarkeit — zum Beispiel technische Gutachten mit baulichen Al-
ternativmalinahmen sowie Vorlage von Kaufangeboten bei geplanter Aufgabe von als
Aktiva gefihrten Gebauden und Anlagen:

Die MalRnahme ist nicht unabweisbar. Allerdings ist sie Gegenstand des Haushaltspla-
nes. lhr Erfordernis ist dadurch festgestellt.

Betrachtung auch kinftiger Nutzungen bei veranderten Bedarfssituationen (Schulneu-
bauten) sowie Vorlage der Bedarfsberechnungen:

Kinftige von der geplanten Nutzung abweichende Nutzungen der 6ffentlichen Stralie
sind nicht erkennbar.

Welche Beitrdge leistet der Gegenstand fir das Vermdgen der Stadt (Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung im Sinne des 8 9 GemHVO-Doppik):

Der Vermogenswert der Briicke erhght sich durch den Neubau.

Grundsatzliche Darstellung von alternativen Angeboten und Ausschreibungsergebnis-
sen:

Die Durchfiihrung der Malinahme ist alternativlos.

Welche Beitrage leistet der Gegenstand fir die Sanierung des aktuellen Haushaltes
(inklusive konkreter Nachweis ergebnis- oder liquiditatsverbessernder Ma3nhahmen und
Beitrage fiur Senkung von Kosten, z. B. Betriebskosten mit Berechnungen sowie ent-
sprechende Alternativbetrachtungen):

Die Durchfiihrung der MalBhahme tragt zur Sanierung des aktuellen Haushaltes plan-
mafig nicht bei.
Welche Beitrage leistet der Gegenstand fur die Sanierung kinftiger Haushalte

(siehe Klammerbezug Punkt e):

Die Durchfihrung der MalBhahme tragt zur Sanierung kinftiger Haushalte planmaRig
nicht bei.

uber- bzw. auRerplanméaRige Aufwendungen / Auszahlungen im Haushaltsjahr

Minderauszahlungen im Produkt: 54101 Gemeindestral3en

Die Deckung erfolgt nicht durch Mehreinzahlungen bzw. Minderauszahlungen.

Die Entscheidung beriihrt das Haushaltssicherungskonzept:

[1ja

Darstellung der Auswirkungen:
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X nein

Anlagen:

Auswertung des Submissionsergebnisses

gez. Dr. Rico Badenschier
Oberbirgermeister

5/5




	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	FAuswirkung
	Anlage

